
 

Deutscher Juristinnenbund e.V. (djb) ● pm24-49 ● 08.07.2024 ● Seite 1/1 

Berlin, 8. Juli 2024 

PRESSEMITTEILUNG 

Deutscher Juristinnenbund e.V. 
Vereinigung der Juristinnen,  
Volkswirtinnen und Betriebswirtinnen 

Geschäftsstelle / Office: 
Kronenstr. 73  ●  D-10117 Berlin 
Telefon: +49 30 4432700  
geschaeftsstelle@djb.de  ●  https://www.djb.de 

Meilenstein für die Selbstbestimmung: djb begrüßt die vom Bundestag 

beschlossene Änderung des Schwangerschaftskonfliktgesetzes 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt die am Freitag vom Bundestag beschlossene 

Änderung des Schwangerschaftskonfliktgesetzes zur Stärkung der reproduktiven Selbstbe-

stimmung von schwangeren Personen. Die neuen Regelungen sehen Verbotsnormen und 

Sanktionsmechanismen gegen sogenannte Gehsteigbelästigungen vor und stärken damit das 

grund- und menschenrechtlich geschützte Recht auf reproduktive Selbstbestimmung. 

„Gehsteigbelästigungen sind keine harmlosen Zwischenfälle, sondern gravierende Eingriffe in 

die Selbstbestimmung von Schwangeren,“ betont Ursula Matthiessen-Kreuder, Präsidentin 

des djb. „Mit der nun verabschiedeten Gesetzesänderung schaffen wir einen rechtlichen Rah-

men, der schwangere Personen effektiv schützt und im Einklang mit nationalen und internati-

onalen Verpflichtungen steht.“ 

In einer Stellungnahme im Dezember 2023 und in der Anhörung zum Gesetzentwurf im Mai 

diesen Jahres hatte sich der djb ausführlich zum nun beschlossenen Gesetzentwurf geäußert 

und dabei insbesondere die Notwendigkeit einer bundeseinheitlichen Regelung betont. Bisher 

sehen sich Frauen und andere schwangere Personen mit einer uneinheitlichen Anwendungs-

praxis konfrontiert, die erhebliche Rechtsunsicherheit schafft. Die neuen Regelungen sind vor 

dem Hintergrund der bereits defizitären Versorgungslage von Schwangerschaftsabbrüchen 

besonders relevant. Die Klarstellung, dass der Sicherstellungsauftrag der Länder auch den un-

gehinderten Zugang zu Beratungsstellen umfasst, ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung 

der Versorgungslage. 

Besonders zu begrüßen ist, dass das einschränkende Tatbestandsmerkmal „entgegen ihrem 

erkennbaren Willen“ entsprechend der Forderung des djb gestrichen wurde. Trotz der positi-

ven Entwicklungen sieht der djb einige Einzelheiten des Gesetzes kritisch. Unter anderem 

könnten die erhöhten subjektiven Anforderungen insbesondere bei der effektiven Durchset-

zung der Verbotsnormen Hürden schaffen. 

Mit der Gesetzesänderung wird ein wesentlicher Beitrag zum Schutz und zur Unterstützung 

von schwangeren Personen geleistet, damit sie ihre Rechte in einer sicheren und respektvol-

len Umgebung wahrnehmen können. „Dieses Gesetz ist ein bedeutender Schritt in die richtige 

Richtung, aber darf nicht der letzte Schritt sein. Unser Ziel bleibt die vollständige Entkrimina-

lisierung von Schwangerschaftsabbrüchen“, erklärt Céline Feldmann, Vorsitzende der inter-

kommissionellen Arbeitsgruppe Schwangerschaftsabbruch im djb. 
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